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Bolkswirthſchaft und Derwaltungsrecht. 


(Fortſetzung.) 

Im Laufe des gegenwärtigen Jahrhunderts hat ſich der Um⸗ 
ſchwung von dem Polizeiſtaat in den Rechtsſtaat vollzogen. Der 
Rechtsſtaat iſt der Staat des Verwaltungsrechtes. Im Rechtsſtaat 
wird nach Rechtsgrundſätzen verwaltet und die hierauf bezüglichen Ver⸗ 
hältniſſe der Einzelnen unter einander und zu den öffentlichen Organen, 
insbeſondere zum Staate find Rechtsverhältniffe. Das gilt auf dem Ge⸗ 
biete des Unterrichts, der Schule, der Preſſe, des Aufenthalts, des 
Armenweſens nicht minder wie auf dem Gebiete des Erwerbslebens; 
wenn der Rechtscharakter jener Inſtitute des Verwaltungsrechtes nicht 
bezweifelt werden darf — und die Gegenwart hat nur zu vielen 
Grund, nach feſten Rechtsgrundſätzen auf jenen Gebieten zu trachten, 
— ſo kann auch der Rechtscharakter der ſocialen Erwerbsthätigkeit mit 
Grund nicht angefochten werden. Erſcheint nun die Volkswirthſchaftzals 
ein Stück der rechtlichen Orduung des modernen Culturlebens, ſo folgt 
mit Nothwendigkeit, daß die volkswirthſchaftlichen Begriffe Rechtsbegriffe 
find und daß es die Aufgabe der Wiſſenſchaft ift, fie als ſolche zu 
erforſchen und darzulegen. 

Allerdings wird durch dieſe Betrachtungsweiſe der frühere Stand⸗ 
punkt der volkswirthſchaftlichen Unterſuchung nicht unerheblich ver⸗ 


ausgekämpft und zu friedlichem Ausgleich gebracht werden, 


der Geſichtspunkt in den Vordergrund getreten, daß in der Verſorgung 
des Volkes mit materiellen Gütern Gerechtigkeit und Geſetzmäßigkeit 
herrſchen muſſe. Dieſer Gedanke — offenbar ein Rechtsgedanke, wenn 
auch noch vielfach unklar und unfertig — liegt den ſocialen Claſſen⸗ 
kämpfen der Gegenwart, insbeſondere zwiſchen Befitz und Arbeit, zu 
Grunde, und dieſe Kämpfe können nur auf dem Boden des Rechtes 
Man 
ſucht daher in der Gegenwart nach Rechtsinſtitutionen, um jenen Rechts⸗ 
gedanken zu verwirklichen, und das iſt im Grunde die ſociale Frage, 
insbeſondere die Arbeiterfrage, die in der richtigen hiſtoriſchen Per⸗ 
ſpective als eine Rechtsfrage ſich darſtellt. Fragen wir nach dem 
höheren Rechtsprincip, das hier zum Durchbruch gelangte, ſo iſt es 
kein anderes als dieſes, daß die Einzelnen im Volke nicht mehr als 
Unterthanen behandelt werden können, denen nach dem Ermeſſen einer 
höheren Gewalt Wohlſein und Befriedigung zugemeſſen wird, ſondern 
als ſelbſtſtändige Glieder einer Gemeinſchaft, die in dieſer ſelbſt die 
Geſetzmäßigkeit ihres Daſeins zu ſuchen haben. 

Wenn unzweifelhaft feſtſteht, daß die menſchliche Freiheit ſich nur 
auf dem Boden der natürlichen Nothwendigkeit bewegen kann, fo 
kann daraus, daß in der Volkswirthſchaft das Naturgeſetz Beobachtung 
finden muß, kein Gegenſatz zum Rechte abgeleitet werden, und das 
Gleiche gilt von der logiſchen Nothwendigkeit oder den Regeln der Ver⸗ 
nunft. Denn dieſelbe Schranke findet die Freiheit auch im Privat⸗ 
rechte und in jedem anderen Theile des Rechts. Auf allen Gebieten 
des Lebens geht der Menſch urſprünglich von der natürlichen Noth⸗ 
wendigkeit aus und lernt dieſe durch fortſchreitende Entwicklung immer 
mehr beherrſchen, ſeine Freiheit immer bewußter und vollſtändiger an⸗ 
wenden. Wenn ſelbſt die Herrſchaft der Freiheit über die Natur in 
der Volkswirthſchaft verhältnißmäßig ſpäter zur Geltung gekommen 
wäre, was aber höchſtens relativ zugegeben werden kann, ſo wäre 
darin zwar eine Stufe der Rechtsentwicklung, nimmermehr aber ein 
Gegenſatz zum Rechte zu erkennen. 

Unzweifelhaft beſtehen Unterſchiede zwiſchen dem Privatrecht 
und der wirthſchaftlichen Rechtsordnung, die einen Theil der ſo⸗ 
cialen Verwaltungs-Ordnung bildet; allein ein ſolcher Unterſchted 
beſteht auch gegenüber dem Staatsrecht, dem Völkerecht, dem Kirchen⸗ 
recht u. ſ. w. Denn jeder ſelbſtſtändige Zweig des Rechts hat 
ſeinen beſonderen Gegenſtand und ſein eigenthümliches Rechtsprincip, 
wodurch er ſich von anderen unterſcheidet, ohne deßhalb aus der Sphäre 
des Rechts überhaupt auszuſcheiden. Erwägt man dies klar und 
ſcharf, dann reducirt ſich der angebliche Unterſchied zwiſchen Recht 
und Wirthſchaft auf den Unterſchied zwiſchen Privatrecht und Ver⸗ 
waltungsrecht. 

Das ſociale Verwaltungsrecht enthält die unter der Oberleitung 


ändert; allein das iſt eine Aenderung, welche in den Culturfortſchritten des Staates ſtehende Rechtsordnung der menſchlichen Culturgemein⸗ 


der Zeit ſelbſt ihren zwingenden Grund findet. Während es ſich 


früher vor Allem darum handelte, den Nationalreichthum aus poli⸗ 


tiſchen Gründen zu befördern, weil man einſah, daß Reichthum Macht 
ſei, wobei ein Recht des Volkes in Bezug auf die materiellen Be⸗ 
dürfniſſe des Daſeins wenig in Betracht kam — daher auch der 
bezeichnende Name: politiſche Oekonomie —, iſt neuerdings gerade 


ſchaft, das Recht der modernen Geſellſchaft; das Privatrecht hat zum 
Gegenſtand die rechtliche Ordnung des Einzellebens, des Privatdaſeins. 
Aus dieſem fundamentalen Unterſchiede ergeben ſich nothwendige Con⸗ 
ſequenzen, von denen die wichtigſten folgende ſind: 1. Im Privat⸗ 


rechte iſt die Perſon als ſolche in ihrer natürlichen iſolirten Exiſtenz, 


Trägerin von Rechten und Verbindlichkeiten, im Verwaltungsrecht als 


Mitglied der nach Culturrückſichten gegliederten Gemeinſchaft. Daraus 
folgt für das Verwaltungsrecht die Nothwendigkeit ſocialer Claſſen⸗ 
unterſchiede (Beſitz, Arbeit, Beruf), während im Privatrechte nur die 
natürlichen Unterſchiede der Perſönlichkeit (Alter, Geſchlecht, Geiſtes⸗ 
fähigkeit), in Betracht kommen; 2. im Privatrechte herrſcht die natür⸗ 
liche, im Verwaltungsrechte die aus beſtimmten Culturzuſtänden 
fließende geſchichtliche Nothwendigkeit; 3. im Privatrechte ſind die 
Sachen als ſolche Gegenſtände rechtlicher Herrſchaft, im Verwaltungs⸗ 
rechte iſt dagegen ihr comereter Gebrauch für Culturzwecke das rechts⸗ 
bildende Princip; 4. im Privatrechte herrſcht das Einzelintereſſe, es 
ordnet daher diejenigen Rechtshandlungen und Zuſtände, durch welche 
die individuellen Dimenſionen des Einzeldaſeins beſtimmt werden; im 
Verwaltungsrechte herrſcht das Gemeinintereſſe, es hat daher die 
ſocialen Qualitäten der Dinge zum Gegenſtand. Darauf iſt es zurück⸗ 
zuführen, daß im Privatrechte die verſchiedenen Arten der dinglichen 
Rechte und Verträge, durch welche das Einzelvermögen begründet 
wird, in den Vordergrund treten, während das Verwaltungsrecht in 
dieſer Beziehung ſich mit den allgemeinen Kategorien des Beſitzes, 
des Tauſches benügt; 5. das Einzeldaſein als ſolches iſt keine An⸗ 
gelegenheit der Gemeinſchaft, die Ausübung der Privatberechtigungen 
unterliegt daher lediglich dem Privatwillen. Dagegen kann die Frei⸗ 
heit des Privatwillens nicht geltend gemacht werden, wo es ſich um 
gemeinſchaftliche Intereſſen, um die in der Gemeinſchaft wurzelnden 
Verhältniſſe des Culturlebens handelt. Hier tritt daher nothwendig 
die Aufſicht, Anordnung, Mitwirkung, in vielen Fällen ſogar die aus⸗ 
ſchließliche Thätigkeit der Culturorgane, namentlich des Staates, ein, 
und die Verhältniſſe des Culturlebens erſcheinen in ſo fern in der 
Rechtsgeſtalt von Verhältniſſen der Einzelnen zur öffentlichen Gewalt, 
ohne dadurch ihren Charakter als Rechtsverhältniſſe zu verlieren. Es 
gibt daher im Verwaltungsrechte viele Verpflichtungen und Beſchrän⸗ 
kungen der individuellen Freiheit, während ſie im Privatrechte regel⸗ 
mäßig nur durch Vertrag und Verſchuldung entſtehen können. 

Aus dieſer Erörterung folgt nothwendig, daß, wie das Privat⸗ 
recht nach den Rechtsprincipien des Privatlebens, ſo die Volkswirth⸗ 
ſchaft nach den Rechtsprincipien des ſocialen Culturlebens conſtruirt 
werden muß. Beides find Aufgaben der Rechtswiſſenſchaft auf der 
Höhe der heutigen Culturentwicklung. Wir behaupten daher, daß die 
Volkswirthſchaft weder ſich in naturgeſetzlicher Nothwendigkeit erſchöͤpft, 
noch ein bloßer Gegenſtand der Staatsklugheit und der Regierungs⸗ 
kunſt iſt. Auch in der Volkswirthſchaft müſſen Rechtsgrundſätze herr⸗ 
ſchen, und zwar die Grundſätze des ſocialen Rechtes, denn nur durch 
das Recht werden im Volksleben Freiheit und Nothwendigkeit zu einer 
Einheit verſchmolzen. Die traditionellen Bezeichnungen politiſche 
Oekonomie, Staatswirthſchaft oder gar Cameralia, ſind veraltet. Die 
Volkswirthſchaft iſt nicht politiſcher, wie das Unterrichtsweſen, das 
Geſundheitsweſen, die Preſſe, das Gemeindeweſen u. ſ. w. So wenig 
man für nothwendig erachtet hat, für dieſe Materien beſondere 
Wiſſenſchaften zu bilden, ſo wenig beſteht eine ſolche Nothwendigkeit 
für das Erwerbsweſen. Alle dieſe Materien ſind Gegenſtände der 
Verwaltung, und wer eine Verwaltung nach Rechtsgrundſätzen will, 
der muß ſie auch als Gegenſtände des Verwaltungsrechtes anerkennen. 

Wenn man nun die Frage erhebt, welche Theile und Streit⸗ 
punkte der Volkswirthſchaftslehre juridiſch zu behandeln feien, ſo iſt 
darauf nur eine Antwort möglich: entweder alle oder keine. Iſt die 
Volkswirthſchaft ein Theil der Rechtsordnung, dann das Erſtere; iſt 
fie es nicht, dann das Letztere. Unmöglich kann eine Wiſſen 
ſchaft nach verſchiedenen Principien behandelt und ihr Gegen⸗ 
ſtand unter verſchiedenartige Geſetze geſtellt werden. So wenig man 
Naturwiſſenſchaft zum Theil moraliſch oder juridiſch treiben kann 
ſo wenig iſt eine ſolche heterogene Behandlung in der Volkswirth⸗ 
ſchaft denkbar. Wer in der Natur Geſetze der Moral oder des Rechts 
ſucht, der verläßt das Gebiet der Naturwiſſenſchaft und zerreißt ſie in 
Stücke; wer in der Volkswirthſchaft zum Theil Rechtsgrundſätze, zum 
Theil Naturgeſetze ſucht, der zerreißt gleichfalls ihre Einheit und begibt 
ſich unfehlbar der Möglichkeit erſchöpfender Reſultate. Auch kann die 
Volkswirthſchaft auf dem Boden der modernen Geſellſchaft nur einem 
Rechtsgebiete angehören und das iſt das ſociale Verwaltungsrecht oder 
das ſociale Recht ſchlechthin. Daß fie nicht in das Privatrecht gehört, 
darf nach den vorausgehenden Erörterungen als hinreichend nachgewieſen 
angenommen werden, und inſoweit, aber nur inſoweit, beſitzt die 
traditionelle Unterſcheidung von Recht und Wirthſchaft relative Richtig⸗ 
keit. Würde das Verwaltungsrecht nur ein Theil des Staatsrechts 
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ſein, dann müßte auch die Volkswirthſchaft dem Staatsrechte zugerechnet 
werden. Allein ſchon die bisherige Rechtswiſſenſchaft iſt in der Tren⸗ 
nung des Verwaltungsrechtes vom Staatsrechte begriffen und vom 
wirthſchaftlichen Standpunkte unterliegt es gar keinem Zweifel, daß 
die Volkswirthſchaft in den Grenzen des einzelnen Staates und des 
Staatsrechtes nicht conſtruirt werden kann. Die Volkswirthſchaft iſt 
ein Stuck des geſellſchaftlichen Culturlebens und daher der ſocialen 
Rechtsordnung. Dieſe Stellung der Volkswirthſchaft im Rechtsſyſteme, 
die vielfach, wenn auch unklar, bei der Annahme einer wirthſchaft⸗ 
lichen Naturordnung vorgeſchwebt haben mag, iſt durch die in der 
modernen civiliſirten Geſellſchaft allgemein eingetretene Trennung der 
Geſellſchaft vom Staate beſiegelt. So bildet der Grundbeſitz keinen. 
Beſtandtheil der politiſchen Verfaſſung mehr, die Zünfte haben ihren 
Charakter als politiſche Corporationen verloren und die wirthſchaft⸗ 
lichen Erwerbsclaſſen treten ſich nicht mehr als verſchiedene Rechts⸗ 
ſtände im Staate gegenüber. Das Erwerbsweſen iſt zwar ein wich⸗ 
tiger Gegenſtand des Staatsintereſſes und daher unterliegt die wirth⸗ 
ſchaftliche Verwaltung nothwendig dem Einfluſſe und der Mitwirkung 
der Staatsgewalt; allein dasſelbe gilt auch von den Juſtituten des 
Privatrechts, vom Rechtsverfahren, vom Strafrecht u. ſ. f.) 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Competenz der Gerichtsbehörden zur Entfcheidung über Beſttz⸗ 
ſtörungen an Waſſerbezugsrechten, welche nicht unter die in der 
Miniſterialverordnung vom 2. Juli 1860, N. G. Bl. Nr. 122, 
angeführten Störungen zu ſubſumiren ſind, iſt durch die auf 
Grundlage des Neichsgeſetzes vom 30. Mai 1869, N. G. Bl. 
Nr. 93 erlaſſenen Waſſerrechtsgeſetze nicht alterirt worden. Durch 
die richterliche Entſcheidung über die Beſitzſtörung wird der poli⸗ 
tiſchen Entſcheidung über die Frage, ob durch die Beſitzftörungs⸗ 
handlung zugleich eine politiſche Vorſchrift übertreten worden, 
nicht vorgegriffen ). 


Guſtav H., Verwalter der Domäne V., hat in Vertretung des 
Beſitzers Karl Fürſten O. gegen Georg K., Vorſtand der Gemeinde 3, 
bei dem k. k. Bezirksgerichte zu Bechyn am 23. Mai 1871 die 
Klage wegen Störung im Beſitze des Waſſerzuflußrechtes aus den 
über mehrere Gemeindegrundſtücke führenden Waſſergräben zur Spei⸗ 
ſung des zu der genannten Domäne gehörigen Teiches überreicht, über 
welche nach Durchführung der geſetzmäßigen Verhandlung von dem 
genannten Bezirksgerichte ein dem Klagebegehren ſtattgebendes End⸗ 
erkenntniß unterm 20. Juli 1871 gefchöpft wurde. 

Aus Anlaß des wider dieſes Erkenntniß vom Geklagten ergriffenen 
Recurſes hat ſich das k. k. böhmtiche Ober⸗Landesgericht vorerſt bee 
ſtimmt gefunden, mit der k. k. böhmiſchen Statthalterei über die 
Frage, ob der Streitgegenſtand zur Competenz der Gerichts- oder der 
politiſchen Behörden gehöre, das Einvernehmen zu pflegen. 

In der Rücknote vom 7. December 1871, 3. 58.184, äußerte 
ſich die k. k. Statthalterei dahin, daß, nachdem es ſich hier um die 
Beſeitigung eines ohne vorherige politiſche Bewilligung hergeſtellten 
Grabens, mittelſt deſſen das fließende Waſſer aus dem bisher den 
Teich ſpeiſenden Graben abgeleitet werde, handle, im Sinne der 
§§ 11, 17, 72 und 75 der Waſſergeſetzes vom 28. Auguſt 1870 
die politiſchen Behörden zur Austragung des obwaltenden Streites 
berufen ſeien, daß aber darüber, ob dem Teichbeſitzer ein Privatrecht 
auf den in Rede ſtehenden Waſſerzufluß zuſtehe oder nicht, allein der 
Civilrichter abzuſprechen haben werde. 

Das k. k. Ober⸗Landesgericht war jedoch der Anſicht, daß im 
vorliegenden Falle die Competenz der Gerichte eintrete, „denn es 
handle ſich hier um eine Beſitzſtörung durch Errichtung eines Gras 
bens, durch welchen die Speiſung des zum Gute V. gehöriger Teiches 


*) Vgl v. Gerber, „Grundzüge eines Syſtems des deutſchen Staatsrechts“, 
2. Aufl. 1869. Beil. 3. 
| ) Man vergl. hiezu die Mittheilung in Nr. 7, S. 26, Jahrgang 1872 
dieſer Zeitſchrift. 


beeinträchtigt werde, ſomit durchaus nicht um eine Störung des Ber 
triebes eines Waſſerwerkes oder um eine Anlage mit Aenderung des 
Gerinnes der zur Anlage nothwendigen Gewäſſer, in welchem Falle 
allein die politiſchen Behörden, gemäß Erlaſſes der Miniſterien des 
Innern und der Juſtiz vom 7. Juli 1860, Nr. 172 R. G. Bl., zu⸗ 
ſtändig erſcheinen. Gemäß § 3 des Reichsgeſetzes vom 30. Mai 
1869, Nr. 93, und § 3 des böhmiſchen Landesgeſetzes vom 28. Auguſt 
1870, Nr. 71, über die Benützung, Leitung und Abwehr der Ge⸗ 
wäſſer werden durch dieſe Geſetze die den Beſitz ſchützenden Vorſchriften 
der a. b. G. B. nicht berührt, ſomit ſeien der $ 339 a. b. G. B., 
wonach der im Beſitze Geſtörte das Recht beſitze, die Unterſagung des 
Eingriffes und den Erſatz des erweislichen Schadens gerichtlich zu 
fordern, fo wie die §§ 345, 346, 347 und 851 a. b. G. B., dann 
die fait. Vdg. vom 27. October 1849, Nr. 12 R. G. Bl., durch 
die neuen Waſſergeſetze rückſichtlich der Gerichtsbarkeit nicht geändert. 
Nach § 27 des Reichsgeſetzes könnte zwar durch die Landesgeſetzgebung 
die Zuständigkeit, der Wirkungskreis, das Verfahren und die Straf⸗ 
gewalt der in Waſſerangelegenheiten einſchreitenden Behörden und 
Organe geregelt werden. Dies dürfe aber nach dem Vorangeſchickten 
nur von der Adminiſtration, nämlich von den politiſchen Behörden 
oder autonomen Organen gelten, daher nach § 75 des Landesgeſetzes 
nur jene Angelegenheiten, welche ſich auf die Benützung und Abwehr 
der Gewäſſer in adminiſtrativer Rückſicht nach dieſem Geſetze beziehen. 
in den Wirkungskreis der politiſchen Behörden gehören, weßhalb auch 
in den §§ 75 bis 103 des erwähnten Landesgeſetzes, welche das Ver⸗ 
fahren regeln, kein Wort von Beſitzſtörungen vorkomme, was ſicher 
nicht unterlaſſen worden wäre, wenn die Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
auch auf alle Beſitzſtörungen, wo es ſich um was immer für ein 
Waſſer handle, in Anwendung hätten kommen ſollen. Er erſcheinen 
ſomit zur Verhandlung und Entſcheidung dieſes Streites die Gerichte 
berufen“. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof, welchem die Acten im Sinne 
des Hofdeerets vom 28. Juni 1820, Nr. 1669 J. G. S., zur Ent⸗ 
ſcheidung dieſer Competenzfrage vorgelegt wurden, halt mit Entſchei⸗ 
dung vom 28. März 1872, 3. 3226, nun dem Ober⸗Landesgerichte 
in Erledigung des diesfalls erſtatteten Berichtes eröffnet, „daß er un⸗ 
geachtet der vom k. k. Ackerbauminiſterium mitgetheilten abweichenden 
Meinung, die obergerichtliche Anſicht, daß zur Entſcheidung des ob⸗ 
erwähnten Streites die Gerichtsbehörden competent ſeien, aus den vom 
Ober⸗Landesgerichte in dem dortgerichtlichen Beſchluſſe vom 19. De⸗ 
cember 1871, 3. 42.416, angeführten Gründen um ſo mehr billige, 
als die Frage: ob Jemand durch eine eigenmächtige Handlung 
den factiſchen privatrechtlichen Beſitz widerrechtlich geſtoͤrt, und die 
Frage: ob er dadurch zugleich eine politiſche Vorſchrift verletzt habe, 
ganz unabhängig von einander entſchieden werden können, die erſtere 
Frage eine wohl nach den Grundſätzen des bürgerlichen Privatrechtes 
von dem zu derlei Entſcheidungen berufenen Civilrichter zu entſchei⸗ 
dende ſei, und dadurch der Entſcheidung über die zweite Frage von 
Seite der politiſchen Behörde in keiner Weiſe vorgegriffen werde“. 

G.⸗ 


5d. 


Zur Herſtellung des Beweiſes über ausweisloſen Aufenthalt in 
einer Gemeinde im Sinne des $ 12 b) des Gem. Gef. vom 
1%. März 1849. Die gemeindeämtliche Vormerkung über die mit 
Heimatſchein ſich in der Gemeinde aufhaltenden Fremden ſpricht 
bei Mangel des Gegenbeweiſes für den Beſitz des Heimatſcheines. 


Joſeph H. iſt der Sohn des Beſitzers einer Bauernwirthſchaft 
in der Gemeinde Dorf, blieb dort bis zum Jahre 1840, nahm in 
dieſem Jahre Dienſte in der Gemeinde Perg und verblieb daſelbſt, 
als Poſtillon bedienſtet, bis zum Jahre 1870. Derſelbe beſitzt ſeit 
1851 in Perg ein Haus und heiratete im Jahre 1854 ebendaſelbſt 
auf Grund der ihm von dem Gemeindevorſtande in Dorf ertheilten 
Ehebewilligung. Bei der im Jahre 1870 anläßlich Ausſtellung eines 
Dienſtbotenbuches für die Tochter des Joſeph H. angeregten Zuſtän⸗ 
digkeitsverhandlung verweigerte die Gemeinde Perg dem Joſeph H. die 
Anerkennung des Heimatrechtes, weil laut des gemeindeämtlichen 
Verzeichniſſes über die in Perg mit Heimatſcheinen ſich aufhaltenden 
Fremden auch der Poſtknecht Joſeph H. mit einem von der Gemeinde 
Dorf am 25. October 1854 ausgeſtellten, auf vier Jahre giltigen 
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Heimatſcheine verſehen war. Die Gemeinde Dorf dagegen behauptete, 
daß Joſeph H. von ihr nie einen Heimatſchein oder ein Dienſtboten⸗ 
büchel erhalten habe und in Perg zuſtändig fein müſſe, wo er ſich 
bereits ſeit dreißig Jahren befindet; eine Vormerkung über er heilte 
Heimatſcheine ſei in der Gemeinde Dorf übrigens nicht geführt worden. 
Joſeph H. gab wiederholt an, nie einen Heimatſchein von der Gemeinde 
Dorf beſeſſen zu haben, ungeachtet der Stadtdiener und Polizeimann 
in Perg angab, daß er im Jahre 1858 dem Joſeph H. aus der 
Gemeinde⸗Regiſtratur den daſelbſt erlegten Heimatſchein zum Behufe 
der Erlangung eines Dienſtbuches als Poſtillon von Seite der Poſt⸗ 
direction ausgefolgt habe, und ungeachtet der frühere Schriftführer 
der Gemeinde Perg behauptete, daß er die Bemerkungen über das 
Heimatsdocument des Joſeph H. in dem Fremdenverzeichniſſe nur auf 
Grund eines vorgelegten Heimatſcheines eintragen konnte. Die Poſt⸗ 
direction in Prag erklärte, daß dem im Jahre 1855 erledigten An⸗ 
ſuchen des Poſtamtes Perg um ein Dienſtbuch für den Poſtillon Jo⸗ 
ſeph H., deſſen Heimatſchein nicht zulag, und im Jahre 1858 eine 
Eingabe des Poſtamtes Perg nicht vorkomme, welcher ein Heimatſchein 
hätte zuliegen können. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat den Joſeph H. und deſſen 
Tochter Anna nach Perg zuſtändig erklärt. 

Die Statthalterei hat in Folge Recurſes der Gemeinde Perg 
die Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaſt außer Kraft geſetzt und 
erkannt, daß Joſeph H. und deſſen Tochter Anna in der Gemeinde 
Dorf heimatberechtigt ſeien, „weil durch die Verhandlungsacten nach⸗ 
gewieſen und auch von der Gemeinde Dorf nicht beſtritten ſei, daß 
Joſeph H. zur Zeit ſeiner Ankunft, reſpective ſeiner Anſiedlung in 
Perg im Jahre 1840 das Heimatrecht in der Gemeinde Dorf wirklich 
beſeſſen habe. Dieſes Heimatrecht konnte Joſeph H. bis zum Ink⸗ 
lebentreten des Gemeindegeſetzes vom 17. März 1849 nicht verloren 
haben, da auf den Aufenthalt desſelben in Perg keines der im § 26 
des Conſcriptionspatentes vom 25. October 1804 angeführten Momente 
zur Erwerbung der Zuſtändigkeit zur Anwendung gebracht werden 
kann. Ebenſo könne aus dem wei'eren Aufenthalte des Joſeph H. 
und feiner Familie in Perg innerhalb des Zeitraumes vom Jahre 1849 
bis 1859 ein zureichender Titel für die Erwerbung des Heimatrechtes 
nicht hergeleitet werden. Denn den Ausſagen des Heimatwerbers und 
der Gemeinde Dorf, daß Joſeph H. während dieſer Zeit ohne einen 
Heimatſchein ſeiner früheren Heimatgemeinde ſich in Perg aufgehalten 
habe, ſtehen die Ausſagen des Stadtdieners Anton Sch. in Perg und 
des dortigen geweſenen Schriftführers Sebaſtian L. entgegen, wonach 
Joſeph H. mit einem unterm 25. October 1854 von der Gemeinde 
Dorf ausgeftellten. auf vier Jahre giftigen Heimaitſchene verſehen war, 
und werde die Grundhältigkeit der letzteren Ausſagen durch das 
gemeindeämtliche Vormerkheft über die mit Heimatſcheinen in Perg ſich 
aufhaltenden Fremden, wenn nicht außer Zweifel geſetzt, ſo doch ſehr 
wahrſcheinlich gemacht. Da nun der erforderliche Nachweis abgeht, 
daß Joſeph H. in der oben angeführten Zeitperiode bis zum Jahre 
1859 das Heimatrecht in Perg im Grunde des § 12 lit. b. des 
Geſetzes vom 17. März 1849 erworben habe und die Möglichkeit 
der ſtillſchweigenden Erwerbung des Heimatrechtes durch vierjährigen 
conſensloſen Aufenthalt mit dem Zeitpunkte des Inslebentretens des 
kaiſ. Patentes vom 24. April 1859 ihr Ende erreichte, ſo könne 
nicht angenommen werden, daß Joſeph H. durch ſeinen, wenn auch 
nahezu dreißigjährigen Aufenthalt in Perg dortſelbſt das Heimatrecht 
erlangt hätte. Joſeph H. habe ſonach im Sinne der §§ 17 und 49 
des H. G. vom 3. December 1863 das ihm urſprünglich in der 
Gemeinde Dorf zweifellos zuſtehende Heimatrecht bis zum gegen⸗ 
wärtigen Zeitpunkte behalten, welches auch auf deſſen eheliche Tochter 
Anna übergegangen iſt, die ſelbſtſtändig ein neues Heimatrecht nicht 
erworben hat“. 

Im Miniſterialrecurſe der Gemeinde Dorf wurde beſtritten, daß 
das von dem unbeeideten Schriftführer in der Gemeinde Perg geführte 
Fremdenverzeichniß als glaubwürdig und für den Umſtand, daß Jo⸗ 
ſeph H. einen Heimatſchein der Gemeinde Dorf beſeſſen habe, beweis⸗ 
gebend angeſehen werden könne. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 26. April 1872, 


3. 4368, die Entſcheidung der Statthalterei beftätigt. Kl. 
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Auch für die durch Wildſchweine außerhalb des Jagdgebietes an im Genuffe von Aerarial Verſorgungsgebühren ſtehende Militär⸗Invalden — 


angerichteten Schäden kommt kein Wildſchadenerſatz zu leiſten. 
(Zu den §§ 3 und 47 des Erlaſſes des Miniſteriums des Innern 
vom 15. December 1852, 3. 5681). 

Joſeph J., Grundbeſitzer in B., hat bet der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft die Klage eingebracht, daß aus den Waldungen der Herrſchaft 
B. ausgebrochene Wildſchweine Schaden an ſeinen Feldfrüchten an⸗ 
gerichtet haben, und bat um Einleitung der Erhebung und um 
Zuerkennung des Wildſchadenerſatzes. b ' 

Die Bezirkshauptmannſchaft verurtheilte die Gutstnhabung in 
B., dem Joſeph J. den an ſeinen Feldfrüchten durch Wildſchweine 
angerichteten Schaden nach dem Ergebniſſe der vorgenommenen 
Schätzung in natura oder im Geldwerthe zu erſetzen. 

Der von der Gutsinhabung B. dagegen eingebrachte Recurs 
wurde von der Statthalterei zurückgewieſen, weil auf Grund der 
gepflogenen Erhebungen der durch Wildſchweine aus den herrſchaft⸗ 
lichen Waldungen angerichtet Schaden ſich wirklich herausſtelltee. 

Das Miniſterium des Innern hingegen hat unterm 28. April 
1872, 3. 3035, der weiteren Berufung der Gutsinhabung unter 
Behebung der Erkenntniſſe der Unterbehörden Folge gegeben, „weil 
nach der Vorlage der fragliche Wildſchaden nicht innerhalb des 
Jagdrevieres der Gutsinhabung verurſacht wurde, und dieſelbe 


zum Erſatze eines außerhalb ihres Jagdgebietes angerichteten Wild⸗ 
ſchadens geſetzlich nicht verpflichtet werden kann.“ St. 
Notizen. 
(Epidenzhalt ung der Militärbefreiungstitel der in der 


Finanzwache dienenden Militärpflichtigen tft entbehrlich; die 
Evidenzhaltung der in der Finanzwache aufgenommenen 
Stellungspflichtigen, dann der in derſelben dienenden Militär⸗ 
urlauber, Refer viſten und Landwehrmänner nothwendig.] Nach⸗ 
dem die mit Allerhöchſter Entfchließung vom 8. Jänner 1860 den in der Finanzwache 
dienenden militärpflichtigen Individuen bedingt zugeſtandene Militärbefreiung und 
zeitweiſe Loszählung vom Präſenzdienſte durch das Wehrgeſetz vom 5. December 1868 
aufgehoben wurde, fo entfällt die mit h. o. Erlaſſe vom 8. Jänner 1865, #3. 307, 
(Verordn. Bl. Nr. 2, Seite 5) den Finanzbehörden und Organen zur Pflicht ge⸗ 
machte Mitwirkung bei Evidenzhaltung der Militärbeſreiungstitel für die in die 
Finanzwache aufgenommene wehrpflichtige Mannſchaft. Dagegen iſt nach Eröffnung 
des k. k. Miniſteriums fur Landesvertheidigung vom 31. März 1872, 3. 2990/08 II., 
nothwendig: 1. daß bei der Aufnahme in die Finanzwache, wenn der Aufnahms⸗ 
bewerber ſich nicht miitelſt Widmungſcheines, Urlaubs⸗ oder Entlaſſungsdocumentes 
u. ſ. w. über die Erfüllung feiner Stellungspflicht auszuweiſen vermag, die Aufnahms⸗ 
behörde nach § 108 der Inſtruction zur Ausführung des Wehrgeſetzes im Wege 
der zuſtändigen politiſchen Behörde die Erhebung pflege, ob und auf welche Art der 
Aufnahmsbewerber in den zurückgelegten Altersclaſſen feiner Stellungspflicht ent⸗ 
ſprochen hat; 2. daß jährlich mit Ablauf des Monats Jänner über die im abgelau⸗ 
fenen Kalenderjahre in die Finanzwache aufgenommenen Individuen, welche in dieſem 
Kalenderjahre das neunzehnte Lebensjahr vollendet haben, ein Verzeichniß der poli⸗ 
tiſchen Behörde, welche ſich im Amtsſitze der Finanz⸗Bezirksbehörde, des Finanz. 
oder Grenzinſpectors befindet, mitgetheilt werde, welches nebſt dem Vor- und Familien⸗ 
namen das Geburtsjahr, den Geburts⸗, Heimats⸗ und Aufenthaltsort nebſt genauer 
Angabe des Bezirkes und Landes, in welchem ſich jeder der genannten Orte befindet, 
zu enthalten hat. Indem hievon zur Darnachachtung die Verſtändigung geſchieht, 
wird noch bemerkt, daß es bei den in den beiden Schlußabſätzen des Finanz⸗ 
miniſterialerfaſſes vom 26. Auguſt 1857, Z. 30.742 (V. O. Bl. Seite 353 u. ſ. w.), 
erwähnten Anordnungen zu verbleiben hat, und es werden in das daſelbſt vorgeſchriebene 
Verzeichniß auch die in der Finanzwache dienenden Landwehrmänner einzubeziehen 
ſein. Die Einberufungskarten für die in der Finanzwache dienenden Militärurlauber 
und Reſervemänner werden übrigens nach § 29. 8 der im Jahre 1871 erlaſſenen 
Inſtruction uber das militäriſche Dienſtesverhältniß und die Evidenthaltung der 
Urlauber und Reſervemänner von den Ergänzungs⸗Bezirkscommanden nicht mehr 
directe, ſondern mittelſt der evidenzzuſtändigen Bezirksbehbrde an die betreffende 
Finanzbehörde überſendet werden. (Erlaß des k. k. Finanzminiſteriums vom 25. April 
1872, 3. 10.088.) 


Verordnungen. 

Erlaß des Miniſters des Innern vom 21. Mai 1870 mit Erläuterungen zur 
Miniſtertalverordnung vom 21. Mürz 1872, 3. 4110, betreffend Vorſichten bet 
Ertheilung von Auslandspäſſen an Militar⸗Invaliden. 

Ueber die angeregte Frage, ob in dem hierortigen Erlaſſe vom 21. März 1872, 
Z. 4110 5), betreffend die gebotenen Vorſichten bei Ausfertigung von Auslandspäſſen 
) Mitgetheilt in Nr. 15 de 1872 dieſer Zeitſchrift. 
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unter den letzteren bloß die ſogenannten Patental⸗Invaliden oder auch die mit Penſion 
oder Ruhegehalten betheilten k. k. Ofſiciere zu verftehen find — findet das k. k. Mi⸗ 
niſterium des Innern im Einvernehmen mit dem k. und k. Reichskriegsminiſterium 
Nachſtehendes zu bemerken: Unter „den mit Verſorgungsgebühren betheilten In⸗ 
validen“ find nur die Patental⸗Invaliden zu verſtehen, weil ausſchließend nur 
dieſer Kategorie der in einem ärariſchen Verſorgungsgenuſſe ſtehenden Militärperſonen 
das Recht nicht zuerkannt iſt, die ihnen zukommenden Verſorgungsgebühren während 
des Aufenthaltes im Auslande fortzubeziehen. 

Rückſichtlich der im Ruheſtande befindlichen Officiere und ſonſtigen im Bezuge 
einer Penſion ſtehenden Militärperſonen iſt das Verhältniß inſoferne ein anderes, als 
dieſelben berechtigt find, um die Bewilligung zum Bezuge ihrer Ruhegenüſſe im Aus: 
lande bei der competenten Militärbihörde anzuſuchen, und ihnen dieſe, inſoferne nicht 
beſondere Bedenken dagegen obwalten, von Seite des Reichskriegsminiſteriums auf die 
Dauer von drei Jahreu, für längere Zeit aber von Seiner Majeſtät dem Kaiſer 
ertheilt wird, ohne daß aus Anlaß ihres auf eine beſtimmte Zeit andauerndern 
Aufenthaltes im Auslande, eine wie immer geartete Schmälerung ihrer Gebühren 
einzutreten hat. 

Es iſt demnach bei dieſen Perſonen eine Benacht eiligu g des Aerars um fo 
weniger zu befürchten, als die Bewilligung zum Bezuge einer Militärpenſion im 
Auslande durd aus an keine beengenten Ber ingungen geknüpft, ſonach anzunehmen iſt, 
daß die Dffictere des Ruheſtandes und ſonſtigen im Bezuge einer Penſion ſtehenden 
Militärperſonen der ibnen obliegenden Verpflichtung zur Anzeige jeder Aufenthalts⸗ 
veränderung an die zuſtändigen Evidenzbehörden in der Regel jederzeit nach⸗ 
kommen. 

Immerhin bleibt es aber wüunſchenswerth, daß von Seite der betreffenden 
politiſchen Verwaltungs und beziehungsweiſe der Polizeibehörden in allen Fällen, 
wenn an Militärperſonen des bleiber den Ruheſtandes Auslandspäſſe ertheilt werde , 
hievon fallwe ſe an dle competente militäriſche Evidenzbehörde, d. i. an die Ergän⸗ 
zungsbezirks⸗Commauden und in größeren Städten an die daſelbſt aufgeſtellten 
Militär⸗Platzcommanden die Mittheilung geſchieht, um dadurch die Ueberzeugung zu 
gewinnnen, d. ß von Seite der betreffenden Militärperſonen die ihnen obliegende 
Anzeige der eingetretenen Aufenthaltsveränderung erſt ttet, eventuell die Bewill gung 
zum Fortbezuge der Ruhegenüſſe im Auslande eingeholt und ertheilt wurde. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Honorar⸗Legationsfecretär Grafen Wilhelm zur 
Lippe Weißenfeld eine beſoldete Attacheſtelle verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Betriebsdirector der böhmiſchen Weſtbahn Heinrich 
Jarſch in Prag den Orden der eiſernen Krone III. Claſſe tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Miniſterium für Cultus und 
Unterricht Guſtav Heider tarfrei den Titel und Charakter eines Sectionschefs 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Berufung des Directors des Muſeums für Kunſt 
und Induſtrie Hofrathes Dr. Rudolf v. Eitelberger zur außerordentlichen Dienſt⸗ 
leiſtung in das Miniſterium für Cultus und Unterricht geſtatteet. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Miniſterium für Cultus 
und Unterricht Leopold Schulz v. Straznieki taxfrei den Titel und Charakter 
eines Sectionsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Berufung des beim k. und k. Generalconſulate 
in Smyrna proviforifch verwendeten k. und k. Conſuls Guſtav Oeſterreicher auf 
den Conſulspoſten in Durazzo und die definitive Belaſſung des k. und k. Conſuls 
Richard Franceschi auf dem von ihm bisher verſehenen Conſulspoſten beim k. und 
k. Generaleonſulate in Alexandrien genehmigt; ferner den Viceconſu Rudolf Schlick 
in Shanghai zum Conſul daſelbſt, den Viceconſul in Jaſſy Dr. Friedrich Carl 
Ca rintani zum Conſul in Cairo; ſerner den in Jaſſy in Verwendung ſiehenden 
Conſular⸗Eleven Alexander Mayerefäk zum Viceconſul daſelbſt ernannt und dem 
beim Conſulate in Conſtantinopel angeſtellten Viceconful Carl Sax den Titel und 
Charakter eines Conſuls tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Titular⸗Hofrathe in Penſton Dr. Franz Kaleſſa 
den Charakter eines Hofr ıthed verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat die Bezirkscommiſſäre Stanislaus Sakubowicz, 
Rom ein Gabryszewski, Eugen Beneſchek und Keul Kolarzowski zu 
Bezirkshauptmännern II. Claſſe in Galizien ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat die an der Univerſttätsbibltothek 
in Wien erledigte Amanuenſisſtelle dem Doctoranden der Rechte Eduard Ritter 
v. Krenn verliehen. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat die an der Univerſitätsbibliothek 
in Prag erledigte Scriptoräftelle dem Amanuenſts dieſer Bibliothek Rudolf Winkler 
verliehen. 


Erledigungen. 
Rechnungsofficialsſtelle III. Cl. bei der ſchleſiſchen Landesregierung mit 600 fl. 
Gehalt, bis 20. Juni. (Amtsbl. Nr. 126.) 
Diurniſt bei der Sechshauſer Bezirkshauptmannſchaft mit 1 fl. täglich, bis 
15. Juni. (Amtsbl. Nr. 127.) 
Bezirksſecretärsſtelle, proviſoriſche, bei der Bezirkshauptmannſch ft in Reutte 
mit 600 fl. Jahresgehalt, bis 15. Juni. (Amtsbl. Nr. 128.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


